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XAND 

Geschäftsanweisung   
05/2006 
vom 31.03.2006 
 

 
Geschäftszeichen 
74 – II-3202/II-5300/II-5004.1  
 
gültig: ab sofort 

JobCenter  Pankow 
 

  

 

B e t r e f f:  
Verfahren bei festgestellten Vermögensschäden (VfV), Ausführungsvorschriften 
über die Geltendmachung von Ersatzansprüchen des Landes Berlin (HaftungsRL) 
an deren Entstehung Beschäftigte der Bundesagentur für Arbeit, der Kommune 
sowie Beschäftigte als Amtsträger beteiligt sind;  
 
Die VfV steht im Intranet zur Verfügung. Link: 
  
http://www.baintern.de/nn_47132/zentraler_20Content/A-
20_20Interner_20Service/A-206_20Finanzservice/A-2061_20Haushalts-
_20und_20Finanzwirtschaft/Dokument/SB45__VfV__Mai__2005.html 
 
HaftungsRL DBL des Senats von Berlin Teil I – Inneres, Finanzen, Justiz, 
Wirtschaft Nr. 4 v. 20.02.1987 (s. Anlage) 
 
 
A. Allgemeines  
 
 

 Die Vorschriften zur Durchführung der Verfahren bei festgestellten 
Vermögensschäden gelten für alle Beschäftigten im öffentlichen Dienst. 

 
 Diese Regelungen gelten ausschließlich für das Verfahren zur Prüfung und 

Durchsetzung eines Erstattungsanspruches der Bundesagentur bzw. des 
Bezirksamtes Pankow von Berlin gegenüber ihren Beschäftigten im 
Innenverhältnis. Sie gelten auch, wenn Beschäftigte der BA Aufgaben nach  
dem SGB II in der Arbeitsgemeinschaft mit dem jeweiligen kommunalen 
Leistungsträger wahrnehmen. Alle Beschäftigten sind verpflichtet, sich mit 
diesen Weisungen vertraut zu machen.  

 
 Die im Zusammenhang mit dem Prüfungs- und Erstattungsverfahren 

anfallenden Unterlagen sind unter dem Aktenzeichen II-3302 – getrennt nach 
Bereichen im Büro der Geschäftsführung (7 GF B) abzulegen. Diese Unterlagen 
sind wie Personalvorgänge vertraulich zu behandeln und ggf. unter Verschluss 
zu halten.  

 
 

http://www.baintern.de/nn_47132/zentraler_20Content/A-20_20Interner_20Service/A-206_20Finanzservice/A-2061_20Haushalts-_20und_20Finanzwirtschaft/Dokument/SB45__VfV__Mai__2005.html
http://www.baintern.de/nn_47132/zentraler_20Content/A-20_20Interner_20Service/A-206_20Finanzservice/A-2061_20Haushalts-_20und_20Finanzwirtschaft/Dokument/SB45__VfV__Mai__2005.html
http://www.baintern.de/nn_47132/zentraler_20Content/A-20_20Interner_20Service/A-206_20Finanzservice/A-2061_20Haushalts-_20und_20Finanzwirtschaft/Dokument/SB45__VfV__Mai__2005.html
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B. Verbindliche Regelungen zum Verfahren  
 
 
1. Grundsätzliche Pflichten 
 

 Alle Beschäftigten haben im Rahmen ihrer Tätigkeiten Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften sowie Einzelanweisungen zu beachten und ferner die 
Pflicht, die Belange der Bundesagentur sowie des Bezirksamtes Pankow von 
Berlin zu fördern und Vermögensschäden vorzubeugen. Sie sind verpflichtet, zu 
Vermögensschäden führende Entscheidungen (Ereignisse) aufzugreifen und 
weitere Schäden zu verhindern.  

 
 Die Bereichsleiter, Teamleiter und die Büroleiterin haben die Pflicht, 

erhebliche bzw. wiederkehrende Mängel in Dienstbesprechungen mit dem Ziel zu 
erörtern, die Vermögensschäden zu reduzieren sowie die Arbeitsqualität und 
organisatorischen Abläufe zu verbessern. 

 
 Der Geschäftsführer ist bereits von einem begründeten Verdacht auf eine 

betrügerische Handlung unverzüglich zu unterrichten.  
 
 Im Interesse der betroffenen Beschäftigten sind eingeleitete Verfahren innerhalb 

von 6 Monaten zum Abschluss zu bringen.  
 
2. Rechtsgrundlagen                                                                                
 

In Ziff. 3 der VfV bzw. Abschnitt II der HaftungsRL sind die Rechtsgrundlagen des 
Verfahrens umfassend erläutert.  

 
3. Erstattungspflicht  
 

 Nach § 78 Bundesbeamtengesetz (BBG) (ggf. i.V. mit tarifvertraglichen 
Regelungen) bzw. § 41 Landesbeamtengesetz (LBG) haben die Beschäftigten 
den von ihnen verursachten Vermögensschaden zu erstatten, wenn der 
Vermögensschaden auf vorsätzlichem oder grobfahrlässigem Handeln beruht.  

 
 Der Rückgriff der Bundesagentur auf die als Amtsträger i.S. des § 7 

Abgabenordnung (AO) tätigen Beschäftigten ist nur möglich, wenn die 
Dienstpflichtverletzung mit einer Strafe bedroht ist.  

 
4. Vermögensschaden  
 
Dieser liegt vor, wenn die Vermögenseinbuße (§ 249 Bürgerliches Gesetzbuch 
(BGB)) durch eine schädigende Handlung von Beschäftigten bewirkt wird (unmittelbarer 
Schaden) oder die Bundesagentur gegenüber Dritten für eine Pflichtverletzung von 
Beschäftigten einzutreten hat (mittelbarer Schaden).  
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5. Kausalzusammenhang  
 
Beschäftigte haben einen Schaden dann verursacht, wenn ihr Handeln oder 
Unterlassen im Allgemeinen und bei regelmäßigem Verlauf der Dinge geeignet war, den 
Schaden herbei zu führen.  
Wird der Kausalzusammenhang nicht unterbrochen, haften die mit der Folgebearbeitung 
betrauten Beschäftigten sowie der ursprüngliche Schädiger gem. § 78 Abs. 1 Satz 2 
BBG bzw. § 840 BGB als Gesamtschuldner.  
 
6. Verschuldensgrund  
 
Die Geltendmachung eines Erstattungsanspruches setzt ein Verschulden voraus und ist 
auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt.  
 

 Vorsätzlich handeln Beschäftigte, die bewusst und gewollt den Erfolg 
herbeiführen. Mit bedingtem Vorsatz handeln diejenigen, die bewusst den als 
möglich erkannten Erfolgt billigend in Kauf nehmen.  

 
 Grob fahrlässig handeln Beschäftigte, die die bei der Wahrnehmung ihrer 

Pflichten erforderliche und nach Lage des Falles gebotene Sorgfaltspflicht in 
besonders schwerem Maße außer Acht lassen. Dies ist insbesondere dann der 
Fall, wenn Beschäftigte einfachste und jedem einleuchtende Überlegungen nicht 
angestellt und beachtet haben, was von ihnen hätte erkannt werden müssen.  

 
7. Fristen  
 

 Bei Arbeitnehmern müssen Erstattungsansprüche innerhalb einer 
Ausschlussfrist von 6 Monaten nach Fälligkeit geltend gemacht werden; 
entsprechendes gilt bei Auszubildenden, Fach- und Beratungsanwärtern sowie 
Nachwuchskräften des höheren Dienstes im Angestelltenverhältnis.  

 
 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind vorsorglich schriftlich haftbar zu 

machen, wenn eine Entscheidung nicht vor Ablauf der Ausschlussfrist getroffen 
werden kann. Mit dieser vorsorglichen Inanspruchnahme wird eine endgültige 
Entscheidung nicht vorweggenommen.  

 
 Erstattungsansprüche gegen Beschäftigte verjähren innerhalb von drei 

Jahren von dem Zeitpunkt an, an dem die Bundesagentur bzw. das Bezirksamt 
Pankow von Berlin von dem Schaden und der Person des Ersatzpflichtigen 
Kenntnis erlangt hat. Der Erstattungsanspruch verjährt ohne Rücksicht auf diese 
Kenntnis in zehn Jahren von der Begehung der Handlung an.  

 
 Sobald der Haftungsanspruch rechtskräftig festgestellt worden ist, 

(Leistungsbescheid oder Urteil) beginnt eine neue Verjährungsfrist. Diese beträgt 
dreißig Jahre.  
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8. Feststellungs- und Entscheidungsbefugnis 
 

 Zuständig für die Prüfung der Frage, ob Beschäftigte einen Vermögensschaden 
verursacht haben und ggf. hierfür erstattungspflichtig sind, ist grundsätzlich der 
Bereich, in dem der Vermögensschaden entstanden ist.  

 
 In eigener Person darf keine Feststellung getroffen werden. In diesen Fällen 

obliegt die Befugnis zur Feststellung des Sachverhaltes der vorgesetzten 
Führungskraft.  

 
 Sind an der Entstehung des Vermögensschadens Beschäftigte mehrerer 

Organisationsbereiche beteiligt und beruht der Vermögensschaden auf mehreren 
Ursachen, so hat der Bereich die federführende Bearbeitung zu übernehmen, in 
dessen Zuständigkeitsbereich die erste Ursache für den Fehler gesetzt worden 
ist.  
Jeder Bereich stellt den Sachverhalt in eigener Zuständigkeit fest. Die 
notwendigen Unterlagen sind vom federführenden Bereich unverzüglich zur 
Verfügung zu stellen.  

 Der Sachverhalt ist in einem Vermerk (Vordruck VfV 1) unter Angabe des/der 
Beschäftigten, die den Vermögensschaden verursacht haben können, 
darzustellen.  

 
 Die Befugnisse zur Feststellung und Entscheidung werden hiermit auf die in der 

Tabelle bezeichneten Dienstposen übertragen. Mit der Übertragung ist auch die 
Befugnis zur vorläufigen Haftbarmachung vor Ablauf der Ausschlussfrist 
verbunden.  
Für Ausnahmefälle nach Ziff. 7.43 (VfV) wird hiermit der Geschäftsführer des 
JobCenters Pankow mit der Entscheidungsbefugnis beauftragt.  

 
 

Feststellungs- und Entscheidungsbefugnis  
Organisationseinheit  Feststellungsbefugnis  Entscheidungsbefugnis  
Teams Integration/Beratung/Arbeit 
und Beschäftigung 

BL GF 

Teams 
Leistungsgewährung/Unterhalt 

BL GF 

Teams Einganszone BL GF 
BGF - Büro der Geschäftsführung  GF GF  
SGG- Bereich BL  GF 
   

 
 

 Die Zustimmung der Trägervertretung des JobCenters Pankow  zur 
beabsichtigten Entscheidung ist einzuholen bei  

 
 Vermögensschäden von  mehr  als  30.000  €  sowie   
 Mitbestimmungsangelegenheiten  
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 Die Zustimmung der Zentrale zur beabsichtigten Entscheidung ist über das BA-

SH einzuholen, so u.a. unabhängig von der Höhe des Vermögensschadens bei  
 

 Rechtsirrtum oder  
 unklaren oder fehlenden Regelungen  

 
9. Besondere Regelungen – u.a.  
 

 Ein Verfahren zur Prüfung der Erstattungspflicht ist nicht einzuleiten, wenn von 
der Begehung der Dienstpflichtverletzung an zehn Jahre verstrichen sind oder 
der Schaden bei der ersten Feststellung bereits ausgeglichen ist.  

 
 Bei Beträgen  bis  zu  2.000  € kann im Einzelfall das verkürzte Verfahren 

(Vordruck VfV 8) durchgeführt werden.  
 

 Bei  Beträgen  bis  500  € kann im Einzelfall auf die Einleitung eines Verfahrens zur 
Prüfung der Erstattungspflicht verzichtet werden, wenn nach dem Sachverhalt 
ohnehin ein Absehen von der Haftbarmachung in Betracht kommt.  

 
 Eine Erstattungspflicht ist jedoch zu prüfen, wenn sich nach Aktenlage 

Anhaltspunkte für eine strafbare Handlung ergeben.  
 
10. Vordrucke  
 
Im Verfahren zur Feststellung und Prüfung einer Erstattungspflicht bzw. 
Geltendmachung und Durchsetzung eines Erstattungsanspruches sind die Vordrucke im 
Intranet (s. Link auf Seite 1) zu verwenden.  
 
11. Listenführung  
 

 Festgestellte Vermögensschäden sind in die Schadensliste (Vordruck  
VfV 11) einzutragen. Zahlungen oder gegen Dritte bestehende Ansprüche 
bleiben unberücksichtigt. Die Liste ist von dem Bereich  
- sh. Feststellungsbefugnis - zu führen, in dem der Schaden entstanden ist.  

 
 Geltend gemachte Erstattungsansprüche sind in die Haftungsliste  

(Vordruck VfV 12) im Büro der Geschäftsführung einzutragen. Dort sind auch  
die Schadensfälle zu erfassen, in denen eine vorsorgliche Inanspruchnahme 
zur Abwendung des Ablaufs der Ausschlussfrist erforderlich wurde.  

 
 
12. Berichtspflicht  
 
Nach Abschluss des Haushaltsjahres meldet die Bereichsleiterin 74 das 
Gesamtergebnis der festgestellten Vermögensschäden mit Vordruck VfV 13  
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bis 20. Februar  des Jahres der Agentur Berlin Nord (Team 828). Fehlanzeige ist 
erforderlich.  
Das gleiche Verfahren gilt für die Berichterstattung an das Bezirksamt Pankow von 
Berlin. 
 
13. Beteiligung der Personalvertretungen  
 
Die örtlichen Personalvertretungen haben entsprechend dem 
Bundespersonalvertretungsgesetz bzw. dem Landespersonalvertretungsgesetz von 
Berlin bei der Geltendmachung von Erstattungsansprüchen gegenüber Beschäftigten 
mitzubestimmen, wenn dies die betroffenen Bediensteten beantragen. Diese sind 
vorher über diese Möglichkeit zu informieren.  
 
Wurde eine Beteiligung der Personalvertretung beantragt und ist eine Inanspruchnahme 
nicht auszuschließen, so ist der Vorgang mit einem Entscheidungsvorschlag und allen 
Stellungnahmen dem Geschäftsführer Personal und Finanzen der Agentur Berlin Nord 
und dem Bezirksbürgermeister Pankow von Berlin zu übergeben.  
 
14. Datenschutz  
 
Die Regelungen zum Datenschutz sind gewissenhaft zu beachten. Es ist 
sicherzustellen, dass materiell den Personalakten zuzuordnende Unterlagen nur den 
zur Einsicht in die Personalakten berechtigten Personen zugänglich gemacht werden 
darf (z.B. Strafurteile).  
 
15. Festgestellte Vermögensschäden  
 

 Nach Feststellung eines Vermögensschadens ist unverzüglich eine 
Sachverhaltsaufklärung vorzunehmen.  

 
 Der Sachverhalt ist vom jeweiligen Feststellungsbefugten (s. Ziff. 8) mit dem 

Beschäftigten grundsätzlich in einem persönlichen Gespräch ausführlich zu 
erörtern. Haben Beschäftigte grob fahrlässig gehandelt, sind auch die Umstände 
festzustellen, die den Grad der Fahrlässigkeit mildern können.  

 
 Das Ergebnis des Gespräches ist aktenkundig zu machen und von den 

Beteiligten zu bestätigen (Vordruck VfV 2). Auf der Grundlage dieses Vermerkes 
ist ein Entscheidungsvorschlag vorzubereiten.  

 
 Die Gesprächsführung wird hiermit auf alle Teamleiter der Bereiche und der 

Büroleiterin delegiert.  
 
 

 Beschäftigte sind zu einer schriftlichen Stellungnahme (Vordruck VfV 3) 
aufzufordern, wenn die Gründe für die Entstehung des Vermögensschadens, ihre 
Beteiligung sowie die Bewertung der Tatsachen, die für eine mildere Beurteilung 
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des Verschuldensgrades vorgetragen werden oder andere Punkte im 
persönlichen Gespräch strittig bleiben.  
Auf die Ausnahmen nach Ziff. 10.4 bis 10.7 VfV verweise ich.  

 
16. Erstattungsansprüche  
 

 Hat die Sachverhaltsaufklärung ergeben, dass der Vermögensschaden 
zumindest grob fahrlässig verursacht wurde, so ist das Haftungsverfahren 
einzuleiten und der Erstattungsanspruch unverzüglich geltend zu machen.  

 
 Bei Vorsatz ist voller Schadenersatz zu fordern. Bei grober Fahrlässigkeit 

kann sich der Umfang der Erstattungspflicht ausnahmsweise mindern.  
 

 Die Durchsetzung des Erstattungsanspruches obliegt dem Geschäftsführer 
Personal und Finanzen und dem Bürgermeister Pankow von Berlin.  

 
 
C. Schlussbestimmungen  
 
 

 Diese Geschäftsanweisung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft. Sie gilt auch für 
Fälle die bereits vor dem Inkrafttreten dieser Fassung der VfV eingeleitet und 
noch nicht abgeschlossen wurden.  

 
 Die Geschäftsanweisung ist einmal jährlich in Dienstbesprechungen zu 

thematisieren und die Beschäftigten zu belehren. Die Belehrungen sind zu  
dokumentieren und in der Sachakte abzulegen. 

 
 
 
 
Axel Hieb 
Geschäftsführer  
JobCenter Pankow 
 
 












